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Arbeits-, Pflege-, Wirtschafts-, Notar-, Medien-, Urheber- 

und Wettbewerbsrecht  
 

„Advent ist eine Zeit der Erschütterung, in der der Mensch wach werden soll zu sich 

selbst.“  Wir wünschen Ihnen ganz im Sinne von Alfred Delp einen schönen Ad-

vent... 

 

 

Arbeitsrecht: 

 

 

 

Das Bundesarbeitsgericht hat eine Entscheidung zur „Teilnahme an einem Per-

sonalgespräch während der Arbeitsunfähigkeit“ (Urteil vom 02.11.2016 - 10 

AZR 596/15 -) gefällt. Danach gilt: Ein durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krank-

heit an seiner Arbeitsleistung verhinderter Arbeitnehmer ist regelmäßig nicht 

verpflichtet, auf Anweisung des Arbeitgebers im Betrieb zu erscheinen, um dort 

an einem Gespräch zur Klärung der weiteren Beschäftigungsmöglichkeit teilzu-

nehmen. 

 

Der Kläger war bei der Beklagten zunächst als Krankenpfleger und zuletzt - nach 

einer längeren unfallbedingten Arbeitsunfähigkeit als medizinischer Dokumenta-

tionsassistent eingesetzt. Von Ende November 2013 bis Mitte Februar 2014 war 

der Kläger erneut arbeitsunfähig krank. Die Beklagte lud ihn mit Schreiben vom 

18. Dezember 2013 „zur Klärung der weiteren Beschäftigungsmöglichkeit“ zu 

einem Personalgespräch am 6. Januar 2014 ein. Der Kläger sagte unter Hinweis 

auf seine ärztlich attestierte Arbeitsunfähigkeit ab. Die Beklagte übersandte ihm 

eine neuerliche Einladung für den 11. Februar 2014, die mit dem Hinweis ver-

bunden war, der Kläger habe gesundheitliche Hinderungsgründe durch Vorlage 

eines speziellen ärztlichen Attests nachzuweisen. Auch an diesem Termin nahm 

der Kläger unter Hinweis auf seine Arbeitsunfähigkeit nicht teil. Daraufhin 

mahnte ihn die Beklagte mit Schreiben vom 18. Februar 2014 ab. 

 

Die Arbeitspflicht des Arbeitnehmers umfasst die Pflicht zur Teilnahme an einem 

vom Arbeitgeber während der Arbeitszeit im Betrieb angewiesenen Gespräch, 

dessen Gegenstand Inhalt, Ort und Zeit der zu erbringenden Arbeitsleistung ist, 

soweit diese Arbeitsbedingungen nicht anderweitig festgelegt sind (§ 106 Satz 1 

GewO). Da der erkrankte Arbeitnehmer während der Arbeitsunfähigkeit seiner 



 

 
Seite 2 

Arbeitspflicht nicht nachkommen muss, ist er grundsätzlich nicht verpflichtet, 

im Betrieb zu erscheinen oder sonstige, mit seiner Hauptleistung unmittelbar 

zusammenhängende Nebenpflichten zu erfüllen. Während der Dauer der Ar-

beitsunfähigkeit ist es dem Arbeitgeber allerdings nicht schlechthin untersagt, 

mit dem erkrankten Arbeitnehmer in einem zeitlich angemessenen Umfang in 

Kontakt zu treten, um mit ihm im Rahmen der arbeitsvertraglichen Vereinba-

rungen die Möglichkeiten der weiteren Beschäftigung nach dem Ende der Ar-

beitsunfähigkeit zu erörtern. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber hierfür ein 

berechtigtes Interesse aufzeigt. Der arbeitsunfähige Arbeitnehmer ist jedoch 

nicht verpflichtet, hierzu auf Anweisung des Arbeitgebers im Betrieb zu erschei-

nen, es sei denn, dies ist ausnahmsweise aus betrieblichen Gründen unverzicht-

bar und der Arbeitnehmer ist dazu gesundheitlich in der Lage. 

 

 

Wirtschaftsrecht und Notarrecht:  
 

 

 

Der Bundesgerichtshof hat am 27.09.2016 (II ZR 299/15) entscheiden, dass ein  

Einwurf-Einschreiben den formalen Anforderungen einer erneuten Aufforde-

rung mittels eingeschriebenen Briefs gemäß § 21 Absatz 1 Satz 2 GmbHG ge-

nügt. § 21 GmbHG ist wichtig für eine Kaduzierung. Die Kaduzierung bezeich-

net einen Zwangsausschluss von Anteilseignern einer GmbH oder einer AG, die 

mit ihren Zahlungen auf ihre Kapitalbeteiligung auf Aktien bzw. Stammeinlage 

in Verzug sind. 

 

Die formalen Anforderungen einer erneuten Aufforderung mittels eingeschriebe-

nen Briefs gemäß § 21 Absatz 1 Satz 2 GmbHG werden durch ein Einwurf-

Einschreiben der Deutschen Post AG gewahrt. Weder aus dem Wortlaut der Vor-

schrift, noch aus dem Willen des Gesetzgebers, noch im Wege der teleologischen 

Auslegung lässt sich ein Ausschluss des Einwurf-Einschreibens als zulässige 

Form der Übermittlung i.S.d. § 21 Absatz 1 Satz 2 GmbHG herleiten. 

 

Nach dem Wortlaut des § 21 Absatz 1 Satz 2 GmbHG erfolgt die Zahlungsauffor-

derung mittels "eingeschriebenen Briefes", also per Einschreiben. Das Einwurf-

Einschreiben der Deutschen Post AG fällt ebenso wie das Übergabe-Einschreiben 

unter den Oberbegriff des Einschreibens und damit unter den Wortlaut des § 21 

Absatz 1 Satz 2 GmbHG. Daher ist der Streit entschieden, ob der § 21 Absatz 1 

Satz 2 GmbHG ein Übergabe- oder ein Einwurfschreiben fordert.  
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Pflegerecht: 

 

 
 
Das Sozialgericht Stralsund hat sich mit einem Urteil vom 21.9.2016 (S 12 P 

5/14) zu dem Anspruch auf Gewährung eines Wohngruppenzuschlags bei trä-

gergebundenem pauschalen Servicevertrag geäußert.  

 

Ein Anspruch auf Gewährung eines Wohngruppenzuschlages nach § 38 a SGB XI  

besteht nach dem Urteil dann nicht, wenn zwar der Pflegedienst frei wählbar ist, 

aber nicht auch die darüber hinausgehenden Betreuungsleistungen, die in einem 

gesonderten Servicevertrag vereinbart werden. Sind der Mietvertrag und der so 

genannte erweiterte Servicevertrag voneinander abhängig, kann von einer freien 

Wählbarkeit i. S. d. § 38 a SGB XI nicht ausgegangen werden. 

 

Ferner besteht ein Anspruch auf Gewährung eines Wohngruppenzuschlages 

nach § 38 a SGB XI dann nicht, wenn von den Bewohnern keine Präsenzkraft mit 

klar definierten Aufgaben gemeinschaftlich beauftragt worden ist. Der Abschluss 

eines so genannten trägerorientierten pauschalen Servicevertrages reicht nicht 

aus. 

 

 

 

Über uns: 

 

 

 

Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte ist eine bundesweit tätige Rechtsanwalts-

kanzlei. Unser Schwerpunkt ist das Wirtschaftsrecht. Wir beraten und vertreten 

Unternehmen und Einzelpersonen vor Behörden und Gerichten insbesondere im 
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Arbeitsrecht, Pflegerecht, Handels- und Gesellschaftsrecht, M&A-Geschäft sowie 

im Gewerblichen Rechtsschutz. 

  

Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über die grundstän-

dige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lösung für unsere 

Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte arbeitet mit Steuer-, 

Unternehmensberatern und Notaren zusammen. So werden wir den Erfordernis-

sen von komplexen Mandaten gerecht. 

 

Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische Anbin-

dung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte der Me-

tropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstandort Deutsch-

lands. 

  

Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Seminar-

veranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewählten Themen 

an. 

 

Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 

 

Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte 

Hellweg 2 

44787 Bochum 

Telefon +49 (0)234 579 521-0 

Telefax +49 (0)234 579 521-21 

E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 

www.ulbrich-kaminski.de 


